
1826 der Beilagen zu den Stenographischen Protokollen des Nationalrates XVIII. GP 

Bericht 

des Finanzausschusses 

über die Regierungsvorlage (1624 der Bei­
lagen) : Bundesgesetz, mit dem das Steuer­
reformgesetz 1993, das Einkommensteuerge­
setz 1988, das Bundesgesetz über steuerliche 
Sondermaßnahmen zur Förderung des Wohn­
baus, das Körpersch;:tftsteuergesetz 1988, das 
Umgründungssteuergesetz, das Umsatzsteuer­
gesetz 1972, das Bewertungsgesetz 1955, das 
Erbschafts- und Schenkungssteuergesetz 1955, 
die Bundesabgabenordnung, das Kommunal­
steuergesetz 1993, das Handelskammergesetz, 
das Allgemeine Sozialversicherungsgesetz 1955 
und das Arbeitsmarktservice-Begleitgesetz ge­
ändert werden (Abgabenänderungsgesetz 

1994) 

Der vorliegende Gesetzentwurf hat schwer­
punktmäßig Korrekturen und Ergänzungen im 
Gefolge des Steuerreformgesetzes 1993 zum 
Inhalt. So werden mit einer Reihe von Bestimmun­
gen lediglich Zitierungen geändert. Weiters werden 
Klarstellungen (etwa bei der gesetzlichen Pauscha­
lierung im Bereich der Einkommensteuer und der 
Umsatzsteuer, weiters bei der Erbschifts- und 
Schenkungssteuer) vorgenommen sowie Erleichte­
rungen in der Anwendung einiger durch das 
Steuerreformgesetz 1993 neu eingeführter Bestim­
mungen vorgesehen (Befreiung von der Erklä­
rungspflicht bestimmter Kleinunternehmer bei der 
Umsatzsteuer, Veränderung des Durchrechnungs­
zeitraumes bei der umsatzsteuerlichen Sondervor­
auszahlung, Anpassung des Abfuhrzeitpunktes 
lohnabhängiger Abgaben an eine weiterhin geübte 
Praxis). Schließlich wird im Interesse eines 
weiteren Schrittes zur Vereinheitlichung der Lohn­
verrechnung der lohnsteuerliche Lohnzahlungszeit­
raum und der sozialversicherungsrechtliche Bei­
tragszeitraum einheitlich mit (grundsätzlich) einem 
Kalendermonat vorgesehen. 

Der Finanzausschuß hat die erwähnte Regie­
rungsvorlage in seiner' Sitzung am 6. Juli 1994 in 
Verhandlung genommen. In der Debatte ergriffen 

außer dem Berichterstatter die Abgeordneten 
Hermann Bö h a c k e r, Dipl.-Ing. Richard Kai­
se r, Mag. Dr. Madeleine Pet r 0 v i c und Dr. 
Ewald No w 0 t n y sowie der Bundesminister für 
Finanzen Dkfm. Ferdina,nd L a ein a das Wort. 

Die Abgeordneten Dkfm. Dr. Günter S turn m -
voll und Dr. Ewald No w 0 tn y brachten einen 
Abänderungsantrag ein, der wie folgt begründet' 
war: 

"Zu Z 1 a (§ 84 Abs. 1 EStG 1988): 

Die Änderung stellt sicher, daß im Falle der 
Veräußerung oder Aufgabe des Betriebes oder im 
Falle der Liquidation die Lohnzettel zeitnah dem 
Betriebsfinanzamt übermittelt werden. 

Zu Z 2 bis 4 und 13 (§§ 127, 130 EStG 1988; 
Arbeitsmarktservice~B'egleitgesetz) : 

Das mit dem Arbeitsmarktservice-Begleitgesetz 
herbeigeführte Redaktionsversehen (Derogation 
des § 127 EStG 1988) wird nunmehr durch eine 
weitere Novellierung des § 127 EStG 1988, und 
zwar durch eine Neufassung der Bestimmung in 
der Fassung vor dem Arbeitsmarktservice-Begleit­
gesetz bereinigt. Das Inkrafttreten der mit dem 
Arbeitsmarktservice-Begleitgesetz vorgenommenen 
Änderungen in § 3 Abs. 1 Z 5 lit. d EStG 1988 
wird in einem neu angefügten § 130 EStG 1988 
geregelt. Eine Änderung des Arbeitsmarktservice­
Begleitgesetzes erübrigt sich daher. Der Art. XIII 
erhält daher einen gänzlich anderen Inhalt 
(Änderung des Gewerblichen Sozialversicherungs­
gesetzes). 

Zu Z 3 a (Inkrafttreten EStG 1988): 

Das spätere InkrafttretelJ, der Neuregelungen 
betreffend den Lohnzahlungszeitraum soll eine 
längerfristige Umstellung auf den nunmehr zwin­
gend mit einem Kalendermonat vorgegebenen 
Lohnzahlungszeitraum ermöglichen. 
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2 1826 der Beilagen 

Zu Z 5 (§§ 15 Abs. 1, 17 Abs. 1 und 2 KStG 
1988) : 

Die Maßnahmen stehen im Zusammenhang mit 
der geplanten Änderung des Versicherungs auf­
sichtsgesetzes. 

Zu Z 6 (§ 24 Abs. 4 KStG 1988): 

Die bisherige Ausgestaltung der Mindest-Kör­
perschaftsteuer hat vor allem in jenen Fällen zu 
Bedenken geführt, in denen die unbeschränkte 
Steuerpflicht nicht während des ganzen Kalender­
jahres besteht, aber dennoch die vollen 15 000 S zu 
entrichten wären. Die Neuregelung sieht vor, daß 
nur für Quartale, in denen durchgehend Steuer­
pflicht bestanden hat, eine Mindest-Körperschaft­
steuer von 3 750 S zu entrichten ist. Für Quartale, 
in denen die unbeschränkte Steuerpflicht nur 
zeitweise bestanden hat, entsteht keine Steuer­
schuld. 

Mit der Neufassung wird ferner klargestellt, daß 
Organgesellschaften nicht von der Mindest­
Besteuerung betroffen sind. 

Zu Z 7 (§§ 16 Ahs. 5 Z 3, 20 Ahs. 7 und 30 Ahs. 3 
UmgrstG): 

Es werden lediglich Zitierungsfehler berichtigt. 

Zu Z 8 (§ 21 Ahs. 1 Z 1 Bewertungsgesetz 1955): 

Durch die Bestimmungen zur Endbesteuerung 
bestimmter Wirtschaftsgüter können auch Aus­
wirkungen auf den Umfang des Betriebsvermögens 
zum 1. Jänner 1993 eintreten, die durch Nicht­
anwendung der Wertfortschreibungsgrenzen sowie 
die Einräumung einer Änderungsmöglichkeit 
bereits ergangener Feststellungsbescheide zum 
1. Jänner 1993 bei der Vennögensermittlung 
berücksichtigt werden sollen. 

Die Änderung beseitigt im übrigen em Redak­
tionsversehen. 

Zu Z 9 (§ 16 Abs. 4 Erhschafts- und Schenkungs­
steuergesetz 1955): 

§ 16 Abs. 4 ErbStG konnt~ entfallen, da der 
Anwendungsbereich auf Grund der mit 1993 
eingeführten Endbesteuerung für Wertpapiere nur 
noch gering ist. 

Zu Z 10 (§ 90 a Ahs. 4): 

Der erste Satz des § 90 a Abs. 4 erscheint 
entbehrlich, weil die Frage einer allfälligen 
Verantwortung ohnedies nach den einschlägigen 
gesetzlichen Vorschriften (Datenschutzgesetz, 
Amtshaftungsgesetz) zu beurteilen ist. 

Zu Z 11 (§ 97 Ahs. 3 BAO): 

In § 97 Abs. 3 wird eine Rechtsgrundlage dafür 
geschaffen, um die Mitteilung des Inhalts von 
Erledigungen der Abgabenbehörde auch im Wege 
einer übermittlungsstelle zu ennöglichen. 

Zu Z 12 (§ 57 Ahs. 1 Handelskammergesetz): 

Zu Z 1: 

Die Bestimmung über die Gesellschaft bürger­
lichen Rechts stellt klar, daß die Kammerumlage 
unmittelbar bei der Gesellschaft erhoben werden 
kann, wenn ein Kammermitglied für die Tätig­
keiten im Rahmen der Gesellschaft nicht selbstän­
diger Umsatzsteuerunternehmer ist. 

Zu Z 2: 

Die Abänderung stellt klar, daß nicht etwa das 
Umsatzsteuergesetz 1972 als solches im Bereich 
der Kammerumlagen anzuwenden ist, sondern die 
für die Umsatzsteuer geltenden abgabenrechtlichen 
Bestimmungen. Damit wird insbesondere bewirkt, 
daß die für Umsatzsteuer geltenden Zuständig­
keitsregelungen auch für die Kammerumlage 
anzuwenden sind. 

Ferner wird bestimmt, daß Entgelte aus 
Geschäftsveräußerungen nicht zur Bemessungs­
grundlage der Kammerumlage gehören. Die 
Bestimmungen des Umsatzsteuergesetzes über das 
abweichende Wirtschaftsjahr sind nicht anzuwen­
den. 

Zu Z 13 (Allgemeines Sozialversicherungsgesetz): 

Da mit 1. Jänner 1994 die Fälligkeitstennine für 
bundesgesetzlich geregelte Abgaben und in einigen 
Bundesländern für die Landes- und Gemeinde­
abgaben einheitlich auf den 15. jedes Monats 
festgelegt wurden, ist zur Vereinfachung der 
Lohnverrechnung auch der Sozialabgabetennin 
auf den 15. jedes Monats zu verlegen. Zu diesem 
Zweck wird die in § 59 vorgesehene Zahlungsfrist 
von elf auf 15 Tage verlängert. Damit wird im 
übrigen auch eine Angleichung an die einsc;hlägi­
gen Regelungen im BSVG und B-KUVG erreicht. 
Um Nachteile der Beitragszahler zu vermeiden, 
bleiben bisherige Satzungsregelungen, welche sich 
auf ein Abweichen vom Beginn der Respirofrist 
gemäß § 59 Abs. 3 letzter Satz ASVG beziehen, 
weiterhin in Geltung. 

Variable Entgeltsfonnen (zB Leistungslöhne, 
Prämien, Zulagen, überstunden) können abwei-
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1826 der Beilagen 3 

chend vom Kalendermonat erfaßt und dem nach 
dem Abrechnungszeitpunkt in Betracht kommen­
den Beitragszeitraum zugeordnet werden. 

Zu Z 14 (Gewerbliches Sozialversicherungsgesetz): 

Es handelt sich dabei um die zur Neuregelung 
im Allgemeinen Sozialversicherungsgesetz analoge 
Verlegung des Sozialabgabetermins (siehe Arti­
kel XII)." 

Dr. Martin Bartenstein 

Berichterstatter 

Bei der Abstimmung wurde der Gesetzentwurf in 
der Fassung des oben erwähnten Abänderungs­
antrages mit Stimmenmehrheit angenommen. 

Als Ergebnis seiner Beratungen stellt der 
Finanzausschuß somit den An t rag, der N ational-
rat wolle dem a n g e s chi 0 s sen enG e set z - .'. 
e n t w u r f die verfassungsmäßige Zustimmung ,. 
erteilen. 

Wien, 1994 07 06 

Dr. Ewald Nowotny 

Obmann 

2 
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4 1826 der Beilagen 

Bundesgesetz, mit dem das Steuer­
reformgesetz 1993, das Einkommensteuer­
gesetz 1988, das Bundesgesetz über 
steuerliche Sondermaßnahmen zur Förderung 
des Wohnbaus, das Körperschaftsteuergesetz 
1988, das Umgründungssteuergesetz, das Um­
satzsteuergesetz 1972, das Bewertungsgesetz 
1955, das Erbschafts- und Schenkungs­
steuergesetz 1955, die Bundesabgaben­
ordnung, das Kommunalsteuergesetz 1993, 
das Handelskammergesetz, das Allgemeine 
Sozialversicherungsgesetz und das Gewerbli­
che Sozialversicherungsgesetz geändert werden 

(Abgabenänderungsgesetz 1994) 

Der Nationalrat hat beschlossen: 

Artikel I 

Steuerreformgesetz 1993 

Das Steuerreformgesetz 1993, BGBI. Nr.818/ 
1993, wird wie folgt geändert: 

1. Im Artikel I entfällt Z 53 b. 

2. Im Artikel I Z 68 entfällt In Punkt 1 die 
Wortfolge "und 3". 

3. Im Artikel III Z 14 werden folgende Sätze 
angefügt: 

,,§ 18 Abs. 1 ist mit der Maßgabe anzuwenden, 
daß die Buchwerte zunächst fortgeführt werden 
können, wenn der sich bei Gegenüberstellung der 
Buchwerte und der gemeinen Werte ergebende 
Unterschiedsbetrag einer steuerfreien Rücklage 
zugeführt wird. Die steuerfreie Rücklage ist in 
jenem Wirtschaftsjahr gewinnerhöhend aufzulösen, 
in dem erstmalig eine nachhaltige Verletzung der 
Anwendungsvoraussetzungen im Sinne des § 6 b 
Abs. 4 vorliegt oder in dem die Steuerbefreiung des 
§ 5 Z 14 aus anderen Gründen wegfällt." 

Artikel 11 

EinKommensteuergesetz 1988 

Das Einkommensteuergesetz 1988, zuletzt geän­
dert durch BGBI. Nr. 818/1993, wird wie folgt 
geändert: 

1. Im § 4 Abs. 4 Z 6 lautet der letzte Satz: 

"Die letzten drei Sätze der Z 5 sind anzuwenden." 

2. Im § 4 Abs. 11 Z,2 tritt an die Stelle der 
Wortfolge "ist hinsichtlich der steuerfreien Rück­
lagen und steuerfreier Beträge gemäß §§ 9, 10, 11 

. und 12" die Wortfolge "sind hinsichtlich der 
steuerfreien Rücklagen und steuerfreier Beträge 
gemäß §§ 10, 11 und 12". 

3. § 10 Abs. 10 letzter Satz lautet: 

"Wird dieses Verzeichnis nicht mit der Steuerer­
klärung dem Finanzamt vorgelegt, geht aber aus 
der Erklärung oder den ihr angeschlossenen 
Beilagen hervor, daß der Steuerpflichtige einen 
Investitionsfreibetrag in Anspruch nimmt, so hat 
das Finanzamt dem Steuerpflichtigen eine Nach­
frist von zwei Wochen zur Vorlage des Verzeich­
nisses zu setzen." 

4. In § 11 Abs. 2, in § 12 Abs. 7 und in § 14 
Abs. 6 treten jeweils an die Stelle der Zitierung 
"§ 9 Abs. 3 letzter Satz" die Zitierung "§ 10 
Abs. 10 letzter Satz". 

5. Im § 17 Abs. 1 tritt an die Stelle der 
Wortfolge "Ausgaben für den Eingang an Waren, 
Rohstoffen, Halberzeugnissen, Hilfsstoffen und 
Zutaten (Umlaufvermögen)" die Wortfolge "Aus­
gaben für den Eingang an Waren, Rohstoffen, 
Halberzeugnissen, Hilfsstoffen und Zutaten, die 
nach ihrer Art und ihrem betrieblichen Zweck in 
ein Wareneingangsbuch (§ 128 BAO) einzutragen 
sind oder einzutragen wären,". 

6. § 17 Abs. 2 Z 2 lautet: 
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,,2. die Umsätze (§ 125 Abs. 1 lit. ader Bundes­
abgabenordnung einschließlich der Umsätze 
aus einer Tätigkeit im Sinne des § 22) des 
vorangegangenen Wirtschaftsjahres nicht 
mehr als 3 Millionen Schilling betragen," 

7. Im § 17 Abs. 2 wird als Z 3 angefügt: 

,,3. aus der Aufstellung der Betriebsausgaben 
(§ 44 Abs. 4) hervorgeht, daß der Steuer­
pflichtige von der Pauschalierung Gebrauch 
macht." 

8. Im § 18 Abs. 4 Z 3 lautet der zweite Satz: 

"Der Umtausch von Aktien gemäß den §§ 67, 179, 
226 Abs. 7 und 233 des Aktiengesetzes und gemäß 
§ 1 Abs. 2 des Gesetzes über die Spaltung von 
Kapitalgesellschaften gilt insoweit nicht als Ent­
nahme aus dem Depot, als nicht bare Zuzahlungen 
geleistet werden." 

9. Im § 32 Z 2 wird folgender Satz angefügt: 

"Wenn nach einem verstorbenen Arbeitnehmer an 
dessen Rechtsnachfolger kein laufender Arbeitslohn 
bezahlt wird, hat die Besteuerung von Bezügen auf 
Grund der vom Arbeitgeber beim verstorbenen 
Arbeitnehmer zu beachtenden Besteuerungsmerk­
male zu erfolgen. Soweit solche Bezüge in die 
Veranlagung einzubeziehen sind, sind sie bei der 
Veranlagung der Einkommensteuer des verstorbe­
nen Arbeitnehmers zu berücksichtigen." 

10. Im § 45 Abs. 1 tritt an die Stelle des Betrages 
von ,,1 000 $" der Betrag ,,4 000 S". 

11. Im § 47 Abs. 2 wird folgender Satz 
angefügt: 

"Ein Dienstverhältnis ist weiters dann anzunehmen, 
wenn bei einer Person, die an einer Kapitalgesell­
schaft nicht wesentlich im Sinne des § 22 Z 2 
beteiligt ist, die Voraussetzungen des § 25 Abs. 1 
Z 1 lit. b vorliegen." 

12. Im § 63 Abs. 1 letzter Satz wird vor dem 
Punkt folgedde Wortfolge eingefügt: 

"und Vorauszahlungen festgesetzt werden" 

13. Im § 66 Abs. 3 entfällt der zweite Satz. 

13 a. Im § 41 Abs. 4 letzter Satz tritt an die 
Stelle der Zitierung "gemäß § 69 Abs. 2" die 
Zitierung "gemäß § 69 Abs. 2 und 3". 

14. § 77 Abs. 1 und 2 lautet: 

,,(1) Ist der Arbeitnehmer bei einem Arbeitgeber 
im Kalendermonat durchgehend beschäftigt, ist der 
Lohnzahlungszeitraum der Kalendermonat. Be­
ginnt oder endet die Beschäftigung während eines 
Kalendermonats, so ist der Lohnzahlungszeitraum 
der Kalendertag. 

(2) Eine durchgehende Beschäftigung liegt 
insbesondere auch dann vor, wenn der Arbeit­
nehmer während eines Kalendermonats regelmäßig 

beschäftigt ist (aufrechtes Dienstverhältnis). Dabei 
kann der Arbeitnehmer auch für einzelne Tage 
keinen Lohn beziehen." 

15. § 78 Abs. 2 lautet: 

,,(2) Arbeitgeber, die ihren Arbeitnehmern den 
Arbeitslohn während eines Kalendermonats regel­
mäßig nur in ungefährer Höhe in Teilbeträgen 
auszahlen (Abschlagszahlung) und erst für den 
Kalendermonat eine genaue Lohnabrechnung 
vornehmen, können die Lohnsteuer abweichend 
von Abs. 1 erst bei der Lohnabrechnung ein­
behalten. Voraussetzung ist, daß die Lohnabrech­
nung bis zum 15. Tag des folgenden Kalender­
monats erfolgt. Das Finanzamt kann jedoch 
anordnen, daß die Lohnsteuer gemäß Abs. 1 
einzubehalten ist." 

16. Im § 78 wird als Abs. 5 angefügt: 

,,(5) Der Arbeitgeber hat dem Arbeitnehmer 
spätestens mit der Lohnzahlung für den Lohn­
zahlungszeitraum . eine Abrechnung für den im 
Kalendermonat ausbezahlten Arbeitslohn auszu­
händigen. Diese Abrechnung hat zumindest folgen­
de Angaben zu enthalten: 

Bruttobezüge gemäß § 25, 
Beitragsgrundlage für Pflichtbeiträge gemäß 
§ 16 Abs. 1 Z 3 lit. a, Z 4 und Z 5, 
Pflichtbeiträge gemäß § 16 Abs. 1 Z 3 lit. a, 
Z 4 und 5, 
Bemessungsgrundlage für die Ermittlung der 
Lohnsteuer, 
Lohnsteuer. " 

17. Im § 79 Abs. 1 wird folgender Satz 
angefügt: 

"Die Lohnsteuer von Bezügen (Löhnen), die 
regelmäßig wiederkehrend bis zum 15. Tag eines 
Kalendermonats für den vorangegangenen Kalen­
dermonat ausbezahlt werden, gilt als Lohnsteuer, 
die im vorangegangenen Kalendermonat einzube­
halten war." 

18. § 84 Abs. 1 lautet: 

,,(1) Der Arbeitgeber hat dem Finanzamt der 
. Betriebsstätte ohne besondere Aufforderung bis 
31. Jänner des folgenden Kalenderjahres die 
Lohnzettel, ausgefüllt auf dem . amtlichen V or­
druck, aller im Kalenderjahr beschäftigten Arbeit­
nehmer zu übermitteln. Wird der Betrieb veräu­
ßert, aufgegeben oder liegt eine Liquidation vor, so 
hat die Übermittlung der Lohnzettel im Zuge der 
Veräußerung, Aufgabe oder Liquidation zu 
erfolgen. Die Übermittlung der Lohnzettel an das 
Finanzamt der Betriebsstätte kann entfallen, wenn 
die entsprechenden Daten im Wege des Daten­
trägeraustausches oder der automationsunterstütz­
ten Datenübermittlung gemeldet werden. Der 
Bundesminister für Finanzen wird ermächtigt, den 
Inhalt der Meldung und das Verfahren des 
Datenträgeraustausches und der automationsunter-
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stützten Datenübermittlung mit Verordnung fest­
zulegen. In der Verordnung kann vorgesehen 
werden, daß sich der Arbeitgeber einer bestimm­
ten geeigneten öffentlich-rechtlichen oder privat­
rechtlichen Übermittlungsstelle zu bedienen hat." 

19. Im § 94 Z 6 lit. c tritt am Ende an die Stelle 
eines Punktes ein Beistrich; folgende lit. d wird 
eingefügt: 

"d) Einkünfte einer Mittelstandsfinanzierungsge­
seilschaft im Rahmen des § 5 Z 14 des 
Körperschaftsteuergesetzes 1988." 

20. Im § 102 Abs. 3 tritt an die Stelle der 
Zitierung "gemäß § 33 Abs. 1, 2 und 7" die 
Zitierung "gemäß § 33 Abs. 1 und 7". 

21. Es treten im § 116 Abs. 3 
a) in der Z 3 an die Stelle des Zitats "§ 14 

Abs. 5 Z 1" das Zitat,,§ 14 Abs. 5 Z 4 lit. a", 
b) in der Z 4 an die Stelle des Zitats "§ 14 

Abs. 5 Z 2" das Zitat,,§ 14 Abs. 5 Z 4 lit. b", 
c) in der Z 5 an die Stelle des Zitats ,,§ 14 

Abs. 5 Z 4" das Zitat,,§ 14 Abs. 5 Z 4 lit. e". 

21 a. § 127 lautet einschließlich der Oberschrift: 

"Wegfall der Lohnsteuerkarte 

§ 127. (1) Die §§ 48 bis 61, 65 und 71 bis 75 
sind für Lohnzahlungszeiträume, die nach dem 
31. Dezember 1993 enden, nicht mehr anzuwen­
den. 

(2) Dem Arbeitgeber bis zum 31. Dezember 
1993 vorgelegte Lohnsteuerkarten sind vom Arbeit­
geber bis zum 31. Dezember 1998 aufzubewahren 
und in der Folge zu vernichten. 

(3) Wurde vom Arbeitgeber im Jahre 1993 auf 
Grund der Eintragung auf der Lohnsteuerkarte der 
Alleinverdiener- oder Alleinerzieherabsetzbetrag 
berücksichtigt, ist der Absetzbetrag vorerst ohne 
Erklärung gemäß § 129 bis längstens 31. Dezember 
1994 weiter zu berücksichtigen. Den Wegfall der 
Voraussetzungen für die Berücksichtigung des 
Alleinverdiener- oder des Alleinerzieherabsetzbe­
trages muß der Arbeitnehmer dem Arbeitgeber 
innerhalb eines Monats melden. Ab dem Zeitpunkt 
der Meldung hat der Arbeitgeber den Ailein­
verdiener- oder den Alleinerzieherabsetzbetrag 
nicht mehr zu berücksichtigen." 

21 b. Dem § 129 wird folgender § 130 angefügt: 

"§ 130. § 3 Abs. 1 Z 5 lit. d in der Fassung des 
Bundesgesetzes BGBI. Nr.314/1994 tritt mit 
1. Juli 1994 in Kraft." 

22. Z 1 bis 9, 11, 12 und 19 bis 21 sind 
anzuwenden, 

1. wenn die Einkommensteuer veranlagt wird, 
erstmalig bei der Veranlagung für das 
Kalenderjahr 1994, 

2. wenn die Einkommensteuer (Lohnsteuer) 
durch Abzug eingehoben wird, für Lohn­
zahlungszeiträume, die nach dem 31. De­
zember 1993 enden. 

23. Es sind weiters anzuwenden 
1. Z 10 erstmalig auf Vorauszahlungen für das 

Kalenderjahr 1995. 
2. Z 13, 14 und 15 auf Lohnzahlungszeiträume, 

die nach dem 30. April 1995 beginnen. 
3. Z 16 auf Lohnzahlungszeiträume, die nach 

dem 31. Dezember 1994 beginnen. 
4. Z 17 mit der Maßgabe, daß Lohnsteuer­

abfuhren für Fälligkeitstage vor· dem 
15. September 1994 insoweit als zum maß­
geblichen Fälligkeitstag entrichtet gelten. 

24. Z 21 a· tritt mit dem Inkrafttreten des 
Arbeitsmarktservice-Begleitgesetzen, BGBI. 
Nr. 31411994, in Kraft. 

Artikel III 

Steuerliche Sonderrnaßnahmen zur 
Förderung des Wohnbaus 

Das Bundesgesetz über steuerliche Sondermaß­
nahmen zur Förderung des Wohnbaus, BGBI. 
Nr. 253/1993, wird wie folgt geändert: 

1. § 1 Abs. 1 lautet: 

"(1) Die Bestimmungen des § 18 des Ein­
kommensteuergesetzes 1988 betreffend junge 
Aktien gelten auch für die Erstanschaffung junger 
Aktien, Wandelschuldverschreibungen und Partizi­
pationsrechten im Sinne des Bankwesengesetzes 
zur Förderung des Wohnbaus. § 18 Abs.4 Z 3 
zweiter Satz des Einkommensteuergesetzes 1988 
gilt sinngemäß für die Ausübung des in der 
Wandelschuldverschreibung eingeräumten Um­
tauschrechts. " 

2. § 1 Abs. 2 Z 1 lautet: 

,,1. Es müssen ausgegeben werden 
a) . junge Aktien und Wandelschuldverschrei­

bungen von Aktiengesellschaften, die 
Bauträger im Sinne des § 18 Abs. 1 Z 3 
lit. ades Einkommensteuergesetzes 1988 
sind (Bauträger) oder den Sektionen 
"Geld- und Kreditwesen" oder "Gewer­
be" einer Kammer der gewerblichen 
Wirtschaft angehören und deren Unter­
nehmensschwerpunkt nach der Satzung 
sowie den V orbereitungshandlungeri oder 
der tatsächlichen Geschäftsführung nach­
weislich die Finanzierung (W ohnbauban­
ken) oder die Errichtung von Wohnbau­
ten (Bauträger) ist; 

. b) Partizipationsrechte von Aktiengesell­
schaften, die den Sektionen "Geld- und 
Kreditwesen" der gewerblichen Wirtschaft 
angehören und die in lit. a angeführten 
Voraussetzungen aufweisen. 
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Wandelschuldverschreibungen gleichzuhalten sind 
Schuldverschreibungen, die von Wohnbaubanken 
im Sinne der lit. a begeben werden und bei denen 
den Gläubigern ein Umtauschn;cht auf Aktien von 
Bauträgern im Sinne der lit. a eingeräumt ist." 

3. Im § 2 erster Satz tritt an die Stelle der 
Wortfolge "aus Aktien und Wandelschuldverschrei­
bungen," die Wortfolge "aus Aktien, Wandel­
schuldverschreibungen und PartizIpations rechten,". 

4. Im § 2 Z 1 tritt an die Stelle der Wortfolge 
"der Aktien und Wandelschuldverschreibungen" 
die Wortfolge "der Aktien, Wandelschuldverschrei­
bungen und Partizipationsrechte". 

Artikel IV 

Körperschaftsteuergesetz 1988 

Das Körperschaftsteuergesetz 1988, zuletzt 
geändert durch BGBI. Nr.81811993, wird wie 
folgt geändert: 

1. Im § 1 Abs. 3 Z 2 und 3 treten jewel1s an die 
Stelle der Zitierung "§ 21 Abs. 2" die Zitierungen 
"§ 21 Abs. 2 und 3". 

2. § 6 b Abs. 1 Z 4 lautet: 

"4. Die Satzung kann die Ausgabe von Genuß­
rechten (§ 174 des Aktiengesetzes) vorsehen, 
wenn mit ihnen das Recht auf Beteiligung am 
Gewinn und am Liquidationsgewinn der 
Gesellschaft verbunden und der Gesamtnenn­
betrag der Genußrechte mit der Höhe des 
aufgebrachten Grundkapitals beschränkt ist." 

2 a. § 1 S Abs. 1 letzter Satz lautet: 

"Für die Lebensversicherung, die Krankenversiche­
rung und die nach Art der Lebensversicherung 
betriebene Unfallversicherung sind die versiche­
rungstechnischen Rückstellungen unter Verwen­
dung der der Versicherungsaufsichtsbehörde 
gemäß § 18 Abs. 1 und 2 bzw. § 18 d Abs. 1 und 
2 des Versicherungsaufsichtsgesetzes vorgelegten 
oder mitgeteilten versicherungs mathematischen 
Grundlagen zu berechnen." 

2 b. Im § 17 Abs. 1 tritt an die Stelle der 
Wortfolge "Für Prämienrückerstattungen" die 
Wortfolge "Für erfolgsabhängige Prämienrücker­
stattungen " . 

2 c. Im § 17 Abs. 2 tritt in Z 1 an die Stelle der 
Wortfolge "nach dem Geschäftsplan gesichert ist" 
die Wortfolge "gesichert ist oder als gesichert gilt" 
und lautet Z 3: 

"3. Die ausschließliche Verwendung der Rück­
stellungen für erfolgsabhängige Prämienrück­
erstattung (Gewinnbeteiligung) gilt im 
Lebens- und Krankenversicherungsgeschäft 
und in dem nach Art der Lebensversicherung 
betriebenen Unfallversicherungsgeschäft auch 
als gesichert, wenn der Rückstellung mit 

Zustimmu ng der Versicherungsaufsichtsbe­
hörde Bt'träge zur Deckung von Verlusten 
entnommen werden dürfen." 

3. Im § 21 Abs. 2 Z 3 tritt am Ende an die Stelle 
eines Punktes ein Beistrich; als Z 4 wird angefügt: 

,,4. für Einkünfte einer Mittelstandsfinanzierungs­
gesellschaft im Rahmen des § 5 Z 14." 

4. § 24 Abs. 4 lautet: 

,,(4) Unbeschränkt . steuerpflichtige Kapitalgesell­
schaften - ausgenommen Organgesellschaften im 
Sinne des § 9 Abs. 2 - haben für jedes volle 
Kalendervierteljahr des Bestehens der unbeschränk­
ten Steuerpflicht eine Mindeststeuer von 3 750 S 
zu entrichten. Die Mindeststeuer ist in dem 
Umfang, in dem sie die tatsächliche Körperschaft­
steuerschuld übersteigt, wie eine Vorauszahlung im 
Sinne des § 45 des Einkommensteuergesetzes 1988 
im Ausmaß einer im Veranlagungszeitraum oder in 
den folgenden sieben Veranlagungszeiträumen 
entstehenden tatsächlichen Körperschaftsteuer­
schuid insoweit anzurechnen, als die tatsächliche 
Körperschaftsteuerschuld die sich nach dem ersten 
Satz für diesen Veranlagungszeitraum ergebende 
Mindeststeuer übersteigt." 

S. Z 4 ist erstmals für das Kalenderjahr 1994 
anzuwenden. 

Artikel V 

U mgründ ung s s teuerge se tz 

Im Umgründungssteuergesetz, zuletzt geändert 
durch BGBl. Nr. 818/1993, tritt im § 16 Abs. S 
Z 3 an die Stelle des Zitates "Z 3" das Zitat "Z 4" 
und in den §§ 20 Abs. 7 und 30 Abs. 3 jeweils an 
die Stelle des Zitats ,,§ 10 Abs. 3" das Zitat ,,§ 10 
Abs.2". 

Artikel VI 

Umsatzsteuergesetz 1972 

Das Umsatzsteuergesetz 1972, zuletzt geändert 
durch BGBI. Nr.818/1993, wird wie folgt 
geändert: 

1. Im § 6 Z 18 wird folgender Satz angefügt.: 

"Nicht unter' die Steuerbefreiung fallen die 
Umsätze, die nach § 20 Abs. 4 besteue.rt werden." 

2. Im § 12 wird folgender Abs. 1S angefügt: 

,,(15) Eine Berichtigung des Vorsteuerabzuges 
nach Abs. 10 ist nicht durchzuführen, wenn die auf 
die Anschaffungs- oder Herstellungskosten eines 
Gegenstandes entfallende Vorsteuer 3 000 S nicht 
übersteigt. " 

3. Im § 14 Abs. 1 Z 1 Jit. C tritt an die Stelle der 
Wortfolge "Vorsteuerbeträge für Lieferungen von 
Waren, Rohstoffen, Halberzeugnissen, Hilfsstoffen 
und Zutaten (Umlaufvermögen)" die Wortfolge 
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" Vorsteuerbeträge für Lieferungen von Waren, 
Rohstoffen, Halberzeugnissen, Hilfsstoffen und 
Zutaten, die nach ihrer Art und ihrem betrieb­
lichen Zweck in ein Wareneingangsbuch (§ 128 
BAO) einzutragen sind oder einzutragen wären,". 

4. Im § 21 Abs. 1 erster Satz entfallen die Wone 
,,- soweit nicht Abs. 6 gilt - ". 

5. § 21 Abs. 1 zweiter Unterabsatz lautet: 

"Für den Voranmeldungszeitraum Oktober (Fäl­
ligkeitstag 15. Dezember) eines jeden Kalenderjah­
res hat der Unternehmer neben der Vorauszahlung 
für diesen Zeitraum eine Sondervorauszahlung in 
Höhe von einem Elf tel der Summe der V oraus­
zahlungen abzüglich der überschüsse für Septem­
ber des vorangegange~en Kalenderjahres bis 
August des laufenden Kalenderjahres zu entrich­
ten. Ergibt sich insgesamt ein überschuß, so bleibt 
dieser außer Ansatz. Die Sondervorauszahlung ist 
auf die Vorauszahlung für den V oranmeldungszeit­
raum November des laufenden Kalenderjahres 
(Fälligkeitstag 15. Jänner des folgenden Kalender­
jahres), frühestens aber am 15. Jänner des folgen­
den Kalenderjahres anzurechnen. Bei einem vier­
teljährlichen Voranmeldungszeitraum (Abs. 2) hat 
der Unternehmer für den dritten V oranmeldungs­
zeitraum eines jeden Kalenderjahres (Fälligkeitstag 
15. November) neben der Vorauszahlung für 
diesen Zeitraum eine Sondervorauszahlung in 
Höhe von einem Elf tel der Summe der V oraus­
zahlungen abzüglich der überschüsse für das dritte 
und vierte Vierteljahr des vorangegangenen 
Kalenderjahres und das erste und zweite Vier­
teljahr des laufenden Kalenderjahres zu entrichten. 
Ergibt sich insgesamt ein überschuß, so bleibt 
dieser außer Ansatz. Die Sondervorauszahlung ist 
auf die Vorauszahlung für das letzte Vierteljahr 
des laufenden Kalenderjahres (Fälligkeitstag 
15. Februar des folgenden Kalenderjahres), frühe­
stens aber am 15. Februar des folgenden Kalen­
derjahres anzurechnen. Hat der Unternehmer seine 
gewerbliche oder berufliche Tätigkeit nur in einem 
Teil der für die Heranziehung der Sondervoraus­
zahlung maßgeblichen Kalendermonate ausgeübt, 
so ist die Summe der Vorauszahlungen dieses 
Zeitraumes in eine Jahressumme umzurechnen." 

6. Im § 21 wird folgender Abs. 6 eingefügt: 

,,(6) Ein Kleinunternehmer (§ 6 Z 18), dessen 
Umsätze nach § 1 Abs. 1 Z 1 und 2 im 
Veranlagungszeitraum 100 000 S nicht überstei­
gen und der für den Veranlagungszeitraum keine . 
Steuer zu entrichten hat, ist von der Verpflichtung 
zur Abgabe einer Steuererklärung befreit. Die 
Durchführung einer Veranlagung ist nicht erfor­
derlich. Bei der Umsatzgrenze bleiben die Umsätze 
aus Hilfsgeschätten einschließlich der Geschäfts­
veräußerungen außer Ansatz." 

7. Z 1 ist auf steuerbare Umsätze im Sinne des 
§ 1 Abs. 1 Z 1 und 2 des Umsatzsteuergesetzes 
1972 anzuwenden, die in Veranlagungszeiträumen 
ausgefühn werden, die nach dem 31. Dezember 
1993 beginnen. 

8. Z 2, 4 und 6 sind ab dem Veranlagungsjahr 
1994 anzuwenden. 

9. Z 3 ist auf Veranlagungszeiträume anzuwen­
den, die nach dem 31. Dezember 1993 beginnen. 

10. Z 5 ist erstmals für Fälligkeiten des Jahres 
1994 anzuwenden. 

Artikel VII 

Bewertungsgesetz 1955 

Das Bewertungsgesetz 1955, BGBI. Nr. 148, 
zuletzt geändert durch BGBI. Nr. 818/1993, wird 
wie folgt geändert: 

1. Im § 21 Abs. 1 Z 1 fit. b tritt an die Stelle des 
letzten Beistrichs die Wonfolge "von dem zum 
letzten Feststellungszeitpunkt festgestellten Ein­
heitswert abweicht (Wertfortschreibung) oder". 

2. Zur Durchführung der Bestimmungen zur 
Endbesteuerung bestimmter Wirtschaftsgüter ist 
auf Antrag eine Wertfortschreibung der Einheits­
wene des Betriebsvermägens zum 1. Jänner 1993 
durchzuführen, wobei die Wengrenzen des § 21 
Abs. 1 Z 1 fit. c des Bewenungsgesetzes 1955 nicht 
anzuwenden sind. Bereits ergangene Einheitswen­
bescheide zum 1. Jänner 1993 sind auf Antrag 
durch geändene zu ersetzen. 

3. Z1 ist auf Feststellungen nach dem 
31. Dezember 1993 anzuwenden. 

4. Z2 . ist auf Feststellungen nach dem 
31. Dezember 1992 anzuwenden. 

Artikel VIII 

Erbschafts- und Schenkungssteuer­
gesetz 

Das Erbschatts- und Schenkungssteuergesetz 
1955, zuletzt geändert durch BGBI. Nr. 694/ 
1993, wird wie folgt geändert: 

1. In § 15 Abs. 1 Z 17 tritt an die Stelle des 
Zitates "gemäß § 97 des Einkommensteuergesetzes 
1988" das Zitat "gemäß § 97 Abs. 1 erster Satz 
sowie § 97 Abs. 2 erster bis dritter Satz des 
Einkommensteuergesetzes 1988, in der Fassung des 
Bundesgesetzes, BGBI. Nr. 12/1993". 

1 a. § 16 Abs. 4 entfällt. 

2. Z 1 ist auf Erwerbe von Todes wegen nach 
Personen anzuwenden, die nach dem 31. De­
zember 1992 verstorben sind. 
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Artikel IX 

Bundesabgabenordnung 

Die Bundesabgabenordnung, BGBI. Nr. 194/ 
1961, zuletzt geändert durch BGBI. Nr.818/ 
1993, wird wie folgt geändert: 

1. Als § 90 a wird nach § 90 eingefügt: 

"§ 90 a. (1) Soweit durch Verordnung zuge­
lassen, kann die Abgabenbehörde Akteneinsicht 
(§ 90) auch in automationsunterstützter Form 
gestatten. Diese Akteneinsicht ist gegen Kostener­
satz /so zu ermöglichen, daß die Partei sowie der 
von der Partei bevollmächtigte Notar, Rechtsan­
walt oder Wirtschaftstreuhänder auf Antrag der 
Partei berechtigt werden, Daten dieser Partei im 
Wege einer automationsunterstützten Datenüber­
tragung mit einem Datenendgerät abzufragen und 
auszugeben. 

(2) Die Bewilligung zur Abfrage darf nur unter 
dem Vorbehalt des Widerrufs erteilt werden und 
kann mit Bedingungen und Auflagen, die der 
Datensicherheit dienen, verbunden werden. Die 
Bewilligung ist zu widerrufen, wenn sich die 
tatsächlichen oder rechtlichen Verhältnisse geän­
dert haben, die für die Erteilung der Bewilligung 
maßgebend gewesen sind, oder wenn das V or­
handensein dieser Verhältnisse zu Unrecht ange­
nommen worden ist. 

(3) Der technische und organisatorische Ablauf 
des dabei anzuwendenden Verfahrens sowie die 
Höhe des Kostenersatzes sind durch Verordnung 
zu bestimmen. In der Verordnung kann vorgesehen 
werden, daß sich die Abgabenbehörde einer 
bestimmten geeigneten öffentlich-rechtlichen oder 
privatrechtlichen Übermittlungsstelle bedienen 
kann. 

(4) Der Bund leistet keine Gewähr für die 
Richtigkeit der abgefragten Daten." 

2. Im § 97 wird als Abs. 3 angefügt: 

,,(3) An Stelle der Zustellung der schriftlichen 
Ausfertigung einer behördlichen Erledigung kann 
deren Inhalt auch telegraphisch oder fernschriftlich 
mitgeteilt werden. Darüber hinaus kann durch 
Verordnung des Bundesministers für Finanzen die 
Mitteilung des Inhalts von Erledigungen auch im 
Wege automationsunterstützter Datenübertragung 
oder in jeder anderen technisch möglichen Weise 
vorgesehen werden, wobei zugelassen' werden 
kann, daß sich die Behörde einer bestimmten 
geeigneten öffentlich-rechtlichen oder privatrechtli­
chen Übermittlungsstelle bedienen darf. In der 
Verordnung sind technische oder organisatorische 
Maßnahmen festzulegen, die gewährleisten, daß 
die Mitteilung in einer dem Stand der Technik 
entsprechenden sicheren und nachprüfbaren Weise 
erfolgt und den Erfordernissen des Datenschutzes 
genügt. Die Mitteilung des Inhalts von Erledigun­
gen in der durch Verordnung vorgesehenen Weise 

ist überdies nur zulässig, wenn ihr der Empfänger 
für das Verfahren, in dem die Erledigung ergeht, 
ausdrücklich und schriftlich zugestimmt hat; sie hat 
an das vom Empfänger bekanntgegebene Emp­
fangsgerät zu erfolgen. Mit der Zustimmung 
übernimmt der Empfänger auch die Verantwor­
tung für die Datensicherheit des mitgeteilten 
Inhalts der Erledigung im Sinne des Datenschutz­
gesetzes. § 96 letzter Satz gilt sinngemäß." 

3. Im § 212 a Abs. 9 fit. a tritt an die Stelle des 
Wortes "festgesetzt" das Wort "fortgesetzt". 

4. Im § 308 entfällt der Abs. 5. 

Artikel X 

Kommunals t euerg es etz 

Das Kommunalsteuergesetz 1993, BGBI. 
N r. 819, wird wie folgt geändert: 

1. Im § 3 Abs. 1 lautet der dritte Satz: 

"Als Unternehmer und Unternehmen gelten stets 
und in vollem Umfang Körperschaften im Sinne 
des § 7 Abs. 3 des Körperschaftsteuergesetzes 
1988, Stiftungen sowie Mitunternehmerschaften 
im Sinne des Einkommensteuergesetzes 1988 und 
sonstige Personengesellschaften. " 

2. Im § 8 Z 2 wird als letzter Satz angefügt: 

,,§ 5 Abs. 3 letzter Satz ist sinngemäß anzuwen­
den." 

3. § 11 Abs. 1 lautet: 

,,(1) Die Steuerschuld entsteht mit Ablauf des 
Kalendermonats, in dem Lohnzahlungen gewährt 
worden sind. Lohnzahlungen, die regelmäßig 
wiederkehrend bis zum 15. Tag eines Kalender­
monats für den vorangegangenen Kalendermonat 
gewährt werden, sind dem vorangegangenen 
Kalendermonat zuzurechnen." 

4. Z 3 ist mit der Maßgabe anzuwenden, daß 
Lohnsummensteuerbeträge und Kommunalsteuer­
beträgt; für Fälligkeitstage vor dem 15. September 
1994 insoweit als zum maßgeblichen Fälligkeitstag 
entrichtet gelten. Wurden Arbeitslöhne abweichend 
von der Z 3 nicht dem Kalendermonat Dezember 
1993, sondern dem Kalendermonat Jänner 1994 
zugerechnet, so ist folgendermaßen. vorzugehen: 
Der Unterschiedsbetrag zwischen der für Jänner 
1994 berechneten Kommunalsteuer und der sich 
aus der Anwendung der Z 3 für Dezember 1993 
ergebenden Lohnsummensteuer g11t insoweit als 
Kommunalsteuer mit dem Fälligkeitstag 15. Sep~ 
tember 1994. 

Artikel XI 

Handels kammer g e se tz 

Das Handelskammergesetz, zuletzt geändert 
durch BGBI. Nr. 958/1993, wird wie folgt geän­
dert: 
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1. Im § S7 Abs. 1 wird zwischen dem ersten und 
zweiten Satz folgender Satz eingefügt: 

"Ist an einer Gesellschaft bürgerlichen Rechts ein 
Kammermitglied, dem für die im Rahmen der 
Gesellschaft ausgeübten Tätigkeit keine Unter­
nehmereigenschaft im Sinne der Umsatzsteuer 
zukommt, gemeinsam mit· einer oder mehreren 
physischen oder juristischen Personen beteiligt, so 
gelten die Umsätze der Ge,§ellschaft bürgerlichen 
Rechts als Bemessungsgrundlage für die Umlage; 
diesfalls kann die Erhebung der Umlage bei der 
Gesellschaft bürgerlichen Rechts erfolgen." 

2. § S7 Abs. 1 Z 1 lautet: 

,,1. Die für die Umsatzsteuer geltenden Abgaben­
vorschriften ausgenommen § 4 Abs. 7, § 20 
Abs. 1 vierter Satz und § 21 UStG 1972 sind 
sinngemäß anzuwenden." 

Artikel XII 

Allgemeines Sozialversicherungsge­
setz 

Das Allgemeine Sozialversicherungsgesetz, 
zuletzt geändert durch BGBI. Nr. .. ./ ... , wird 
wie folgt geändert: 

1. § 44 Abs. 2 erster Satz lautet: 

,,(2) Beitragszeitraum ist der Kalendermonat, der 
einheitlich mit 30 Tagen anzunehmen ist." 

2. Im § S9 Abs. 1 erster Satz und im § S9 Abs. 3 
erster Satz wird die Wortfolge "von elf Tagen" 
jeweils durch die Wortfolge "von 15 Tagen" 
ersetzt; § 59 Abs. 3 letzter Satz entfällt. 

3. Zum Zeitpunkt des Inkrafttretens dieses 
Bundesgesetzes bestehende Satzungsregelung im 
Sinne des § 59 Abs. 3 letzter Satz in der bis zum 
Inkrafttreten dieses Bundesgesetzes geltenden 
Fassung bleiben aufrecht. 

4. Z 1 ist auf Beitragszeiträume anzuwenden, die 
nach dem 30. April 1995 beginnen. 

Artikel XIII 

Gewerbliches Sozialversicherungs­
gesetz 

Das Gewerbliche Sozialversicherungsgesetz, 
zuletzt geändert durch BGBI. Nr. XXX, wird wie 
folgt geändert: 

Jn § 35 Abs. 5 erster Satz wird die Wortfolge 
"von elf Tagen" durch die Wortfolge "von 
15 Tagen" ersetzt. 
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